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"Zur zeitgemäßen Weiterentwicklung
des Denkmalschutzgedankens prüft
die Bundesregierung die Novellierung
des Denkmalschutzgesetzes" (DMS-
G), heißt es im aktuellen SPÖ-ÖVP Re-
gierungsprogramm. Im Mai heurigen
Jahres hat die Wiener SPÖ bei ihrem
Landesparteitag einen Antrag der SPÖ
Hernals "betreffend die Einführung ei-
nes modernen Denkmalschutzgeset-
zes" einstimmig angenommen. Darin
heißt es: "Der SPÖ-Parlamentsklub
wird (...) ersucht, aktiv Schritte zu

setzen, die zu einem Denkmalschutz-
gesetz führen, in dem insbesonders
eine Interessensabwägung zwischen
den Zielen des Denkmalschutzes und
anderen Zielen und Werten bei der
Unterschutzstellung vorgesehen ist."
Kritisiert wird im aktuell gültigen Ge-
setz, "dass es bei der Unterschutz-
stellung keine Güterabwägung gibt,
d.h. keine Interessensabwägung mit
anderen Zielen und Werten, selbst
dann, wenn letztere offenkundig weit
bedeutender sind. Diese Gesetzesla-
ge bietet wenig Spielraum für eine

pragmatische Abwägung verschiede-
ner Interessen, sondern gibt Raum
für eine besonders rigide und oft auch
sehr wirklichkeitsfremde Auslegung
des Denkmalschutzgesetzes." Dabei
wird dem Bundesdenkmalamt unter-
stellt "mit einem gewissen Fanatis-
mus (...) Gebäude unter Denkmal-
schutz zu stellen, obwohl dieser Vor-
gang Nachteile bringen würde, die
weit unverhältnismäßig sind." Als ein
Beispiel wird hier das "absurde Ansin-
nen des Denkmalamtes" genannt, die

Manner-Fabrik in Wien-Hernals unter
Denkmalschutz stellen zu wollen. Ein
Gebäude, das von Fachexperten als
"zweifellos eines der bedeutendsten
Beispiele städtischer Fabriksarchitek-
tur im Raum Wien" beurteilt wird. Tat-
sächlich hat das Bundesdenkmalamt
im Jahr 2005 versucht die Fabrik un-
ter Schutz zu stellen, doch der vehe-
mente Protest der Stadt Wien hat
dazu beigetragen, dass diese histori-
sche Fabriksanlage bis heute nicht un-
ter Denkmalschutz gestellt wurde.
Nun soll der Antrag dem SPÖ Bunde-

sparteitag (voraussichtlich 2012) vor-
gelegt und in Folge vom Parlaments-
klub behandelt werden.
Schon jetzt macht das Bundesdenk-
malamt laufend Interessensabwägun-
gen und viele pragmatische Zuge-
ständnisse. Schon jetzt wird im DMSG
(§5 Abs.1) bestimmt: "Werden Bewil-
ligungen für Veränderungen bean-
tragt, die zugleich eine dauernde
wirtschaftlich gesicherte Erhaltung
des Objekts bewirken, so ist dieser
Umstand besonders zu beachten."Wir

betrachten diese von der SPÖ Wien
beabsichtigte Gesetzesänderung als
klare Verschlechterung für den Denk-
malschutz, ohne die akuten und viel-
fältigen Probleme der aktuellen Denk-
malpflege in Österreich zu lösen. Die
im Antrag enthaltenen Beispiele
(Manner-Fabrik und Wiener Höhen-
straße) sind unseres Erachtens auch
schlechte Beispiele um die Gesetzes-
änderung zu begründen (beide ste-
hen bis heute nicht unter Denkmal-
schutz). Wir vermuten ganz andere
Interessen der Politik dahinter, näm-
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Abb. 1: Politischer Widerstand verhindert, dass die Manner-Fabrik in Wien-Hernals unter Denkmalschutz gestellt wird
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lich den Versuch eines rein politisch
motivierten Durchgriffs auf Denkmal-
schutzentscheidungen und damit die
mögliche Umgehung der Denkmalpfle-
geexperten um "mehr Spielraum für
eine pragmatische Abwägung" zu be-
kommen, die dann fachlich nur mehr
schwer objektivierbar und überprüf-
bar sein wird. So hat der ehem. Bun-
desminister Erhard Busek in einem
Festvortrag 1993 wesentliche Kriteri-
en für einen guten Denkmalschutz for-
muliert: "Denkmalschutz und die
Denkmalschützer
brauchen den Rück-
halt der Politik. Er
wäre machtlos ohne
den Schutz des Ge-
setzes, aber auch
ohne den morali-
schen Rückhalt der
Politiker, worin aber
auch die angedeute-
te Gefahr liegt. Das
Objekt des Denk-
malschutzes sollte
sich daher möglichst
weit von den mit ihm
konkurrierenden In-
teressen der Politik
befinden."

Wie schwach unser
aktuell gültiges
Denkmalschutzge-
setz ist (vgl. S.5f.) zeigen auch aktu-
elle Beispiele, wie die rechtswidrig
zustande gekommene Aufhebung des
Denkmalschutzes beim Seebahnhof
Gmunden (vgl. S. 15ff.) oder die Aus-
einandersetzung um den Augarten-
spitz in Wien (vgl. S. 7f. und 19).
Unser Verein Initiative Denkmalschutz
fordert daher für facheinschlägige Or-
ganisationen in Denkmalschutzver-
fahren - so wie in der Schweiz - Partei-
stellung. Nur so kann vermieden wer-
den, dass - wenn sich alle Parteien
(Bürgermeister, Landeshauptmann
und Eigentümer) für den Abriss aus-
sprechen - das Bundesdenkmalamt
unterDruckgerät und inhaltlich rechts-
widrige Bescheide ausstellt. Eine eben-
so wichtige Forderung unseres Vereins
ist die nach Transparenz bei Behör-
dentätigkeiten, die im "öffentlichen
Interesse" geschehen. Es darf nicht
sein, dass die Bürgerinitiative bei der
im Verfall befindlichen Villa Seewald
(vgl. S. 20f.) nur durch Zufall erfährt,
dass die Behörden nicht ausreichend
für Sicherungsmaßnahmen sorgen.

Internationale Konventionen,
Österreich ein Schlusslicht?
Unser Verein fordert im Rahmen der
angedachten Denkmalschutzgesetz-
novelle wesentliche Verbesserungen,
um die Erhaltung unserer über Jahr-
hunderte gewachsenen Kulturland-
schaft nachhaltig zu sichern. Neben
einer deutlich höheren Dotierung des
Denkmalschutzes, wie dies auch der
Rechnungshofbericht vorgeschlagen
hat (es ist immer wieder erstaunlich
und mit Bewunderung festzustellen,

mit welchem Engagement die Mitar-
beiter des Bundesdenkmalamtes bei
so wenig Unterstützung so vieles leis-
ten), fordert unser Verein u.a. einen
Umgebungsschutz, der den Namen
verdient, sowie ein klares Bekenntnis
zur Erhaltungsverpflichtung für die Ei-
gentümer von Denkmalen, denn der-
zeit ist die Zumutbarkeit von Er-
haltungsmaßnahmen sehr gering
angesetzt. Das Problem: Es gibt kei-
nen "aktiven Denkmalschutz" in Ös-
terreich, d.h. die "unbedingte Er-
haltungspflicht" des Eigentümers, die
bei Vernachlässigung des Denkmals
bis zur Enteignung führen kann (na-
türlich mit entsprechender finanziel-
ler Entschädigung). Diese "unbe-
dingte Erhaltungspflicht" ist in der
Charta von Granada (1985) ent-
halten, einer wichtigen Konvention
des Europarates zum Schutz des ar-
chitektonischen Erbes. Von den 47
Mitgliedsstaaten des Europarates ha-
ben diese Charta neben Österreich
nur noch 6 weitere Staaten nicht ra-
tifiziert (Albanien, Island, Luxenburg,
Monaco, Polen, San Marino). Gleich-

zeitig darf diese stärkere Verpflichung
zur Erhaltung keine weiteren Lasten
für die Eigentümer bedeuten. Denn
diese sind im Vergleich zu unseren
Nachbarstaaten bei Förderungen,
aber vor allem steuerlich, klar be-
nachteiligt. In Staaten wie Deutsch-
land, der Schweiz oder Italien gibt es
zahlreiche steuerliche Vergünstigun-
gen für die Denkmaleigentümer -
nicht so in Österreich. Hier wird im
seltenen Glücksfall eines engagierten
Eigentümers dieser noch bestraft,
dann nämlich, wenn er mehr in das
historische Bauwerk steckt, als er da-
durch Gewinn erzielt. Die Steuerbe-
hörde wertet dieses außerordentliche
Engagement als privates Hobby, als
"Liebhaberei". Unser Verein setzt sich
daher für eine klare steuerliche Be-
günstigung von Denkmaleigentümern
ein, um die mit dem Denkmalbesitz
einhergehenden finanzielle Nachteile
auszugleichen.
Ein weiteres Europaratsübereinkom-
men, das Österreich - nur neben Aser-
baidschan, Island und Montenegro -
noch nicht einmal unterzeichnet hat,
ist die Charta von Valetta (1992),
eine wichtige Konvention zum Schutz
des archäologischen Erbes.
Ebenso nicht ratifziert hat Österreich
die UNESCO-Konvention zum Ver-
bot und zur Verhütung der unzu-
lässigen Einfuhr, Ausfuhr und
Übereignung von Kulturgut
(1970). Diese Konvention zur Ein-
dämmung des grenzüberschreitenden
illegalen Handels von Kulturgut haben
bisher 120 Staaten unterzeichnet.
Seit Herbst 2007 gibt es erfreulicher-
weise Bestrebungen seitens der Bun-
desministerin Claudia Schmied dies
nun - nach über 40 Jahren - nachzu-
holen.
Es ist zu hoffen, dass die genannten
wichtigen Konventionen in Bälde nicht
nur ratifiziert werden, sondern auch
ihre Implementierung in ein zukünf-
tiges DMSG finden. Unser Verein wird
sich im Zuge der Gesetzesnovelle ak-
tiv einbringen. Wir hoffen das Beste...
□

Markus Landerer

im Namen des Vorstandes der

Initiative Denkmalschutz

Abb. 2: Seebahnhof Gmunden: Die rechtswidrig zustande
gekommene Aufhebung des Denkmalschutzes ging dem

Abbruch voran


